
DIE E N T S C H L I E S S U N GEN

DES EVM~GELISCHEN ARBEITSKREISES DER CDU/CSU
auf den Bundestagungen 1952 - 1958

Sie gen , 14. - 16. März 1952

)

Zum Thema: "Unsere politische Verantwortung in einem geteilten

Deutschland"

1.

Wir wissen, daß politische Fragen nach politischen Gesichts­
punkten entschieden werden mQssen. Das entbindet uns nicht von
der Aufgabe, jede politische Entscheidung sowie jede andere
Entscheidung unseres persönlichen Lebens darauf zu prüfen, ob
sie vor dem Worte Gottes bestehen kann. Wir verwahren uns aber
dagegen, daß politische Entscheidungen als Glaubensentschei­
dungen hingestellt werden.

Ir .

Der politische Weg der Bundesregierung hat folgende Ziele:

1. Die Herstellung deutscher Freiheit und Souveränität, zunächst
fQr den unserer engeren Verantwortung anvertrauten Bereich
der Bundesrepublik Deutschland.

2. Die Sicherung Deutschlands gegen eine gewaltsame Vernichtung
seiner Freiheit und seiner politischen Ordnung durch eine
mit den Mitteln des kalten Krieges oder der offenen Gewalt
betriebene Ausdehnung des Bolschewismus.

3. Die Wiedervereinigung mit den unter kommunistischer Herr­
schaft stehenden Deutschen in einem freien deutschen Staat.

4. Die Einordnung zunächst der Bundesrepublik und später ganz
Deutschlands in ein föderativ gestaltetes Europa zum Schutze
der den europäischen Völkern gemeinsamen geistigen Grund­
lagen und zur Förderung der wirtschaftlichen Kraft und po­
litischen Freiheit dieses Europas.
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Wir haben mit Ernst geprüft, ob der von der Bundesregierung
beschrittene Weg deutscher und europäischer Politik diesen Zie­
len dient oder ob wir aus unserer evangelischen oder gesamt­
deutschen Verantwortung dagegen Bedenken erheben müssen.

Wir sind einmütig zu dem Ergebnis gekommen; daß ein anderer
Weg der deutschen Politik heute nicht möglich ist. Bei dieser
Entscheidung bestimmen uns folgende Gründe:

1. Durch den Zwang der politischen Verhältnisse ist Deutsch­
land zu einer Entscheidung zwischen Ost und West genötigt.
Irgendeine Form der Neutralisierung zwischen den Mächten
ist nach unserer Meinung unmöglich.

Eine politische Entscheidung für den kommunistischen Osten
ist für uns nicht denkbar.

Die Entscheidung zur Zusammenarbeit mit den westlichen Mäch­
'ten bedingt die Überwindung des seit 1945 bestehenden Zu­
standes politischer Unfreiheit durch Verträge Deutschlands
mi t den Westmächten. 'ii:Lr begrüßen, daß diese Verträge vor
dem Abschluß stehen.

Unsere Zusammenarbeit mit dem ~esten bedingt aber auch, daß
wir aus eigener Entscheidung einen unseren Kräften angemes­
senen Beitrag zum sozialen und wirtschaftlichen Aufbau und
zur militärischen Sicherheit Europas leisten.

J 2. Die gegen einen Verteidigungsbeitrag in der Öffentlichkeit
vorgebrachten Gründe haben wir sorgsam geprüft. Wir haben
uns von keinem überzeugen lassen ~önnen.

Wir verstehen die tiefgreifende innere Zurückhaltung des
deutschen Volkes gegen eine Bewaffnung und teilen seinen
Abscheu gegen den Gedanken eines Krieges. Dagegen haben wir
erwogen, daß die Geschichte für das deutsche Volk keine Pause
macht, sondern daß wir uns heute gemäß den politischen Tat­
sachen in der Welt entscheiden müssen. Der bequeme Ausweg
des Nichtstuns und des Abwartens kann darum keine Förderung
der deutschen politischen Lage sein.
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Die Behauptung, daß die Sowjetunion an keinen Angriff denke,

mag heute richtig sein; sie kann uns nicht über die Tat­
sache hinwegtäuschen, daß bis jetzt keine Anzeichen dafür
sichtbar [eworden sind, daß der russische Kommunismus auf
seine Ausd~hnungsbestrebungenverzichtet. Wir wissen, daß
er bereit ist, nach seinem Gutdünken dafür nicht nur die
Mittel des kalten, sondern auch des heißen Krieges zu be­
nutzen. Darauf müssen wir uns einstellen.

Damit sagen wir nicht, daß wir etwa mit einem Kriege rech­
neten oder ihn gar wollmn. Uns als Christen ist insbesondere
aufgetragen, für den Frieden einzutreten. Wir können das aber
nicht nur mit Erklärungen tun, sond~rn müssen dazu die uns
gegebenen politischen ~ittel gebrauchen. Der Verteidigungs­
beitrag hat daher für uns das Ziel, Europa und mit ihm
Deutschland so stark zu mach~n, daß der Osten keinen Angriff
riskiert. Der geplante Verteidigungsb~itragist für uns das
wirksamste Mittel zur Sicherung des Friedens.

Die Befürchtung, daß wir mit einem EintriGt in eine europä­
ische Verteidigungsgemeinschaft in die Gefahr kämen, zum
willenlosen Instrument weotlicher Politik und eines denk­
baren weotlichen Präventivkrieges zu werdLn, haben wir eben­
falls geprüft. Wir glauben, daß ihrem Wesen nach und auch nach
der Lagerung ihrer Gesamtinteressen dj.e westlichen Mächte
nicht den Krieg, sondern den Frieden wollen. Einen Einfluß

auf die Gestaltung der Politik des Westens und auf eine von
uns erhoffte friedliche Regelung der zwischen West und Ost
ausgebrochenen Fragen können wir aber nur nehmen, wenn wir
gleichberechtigtes Glied dieses Westens sind.

3. Nach unserem evangelischen Verständnis der Fflichten des
Bürgers zur Verteidigung des Staates ist die am besten geeig­
nete Form des Wehrdienstes c.ie allgemeine Wehrpflicht. Wir
_ejahen die im Grundgesetz vorgesehene Achtung der Gewissens­
entscheidung des einzelnen Bürgers in der Frage der Heran­
ziehung des Kriegsdienstes mit der ~affe.

Wir widersprechen als Christen der falschen Auffassung, als
ob der einzelne Mensch durch eine den Kriegsdienst grund­
sätzlich ablehnende persönliche ~ntscheidung eine vor dem
Wort Gottes bessere Haltung einnehme als derjenige, der Wehr­
dienst leistet. Politischer Pazifismus verkennt das Wesen
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wj.ederhergestellt werden könnte. Wir sind aber bereit, jeden
Weg, der sich hier auftun sollte, ernsthaft zu prüfen und
- wenn er gangbar erscheint - irill auch zu gehen. Ziellose ge­
samtdeutsche Gespräche sin1 für uns kein geeigneter Weg, den
Deutschen im Osten zu helfen.

Wir sehen in der Note der Sowjetunion an die Westmächte vom
10.3.52 einen Erfolg der Politik der Bundesregierung, da damit
ein Gespräch zwischen den Mächten veranlaßt wird, auf denen
die Verantwortung für die Teilung Deutschlands ruht. Wir bitten
die Bundesregierung, sich bei ihren Beratungen mit den West­
mächten dafür einzusetzen, daß auch diese nichts unversucht
lassen, das von ihnen gleichfalls bejahte Ziel der deutschen
Wiedervereinigung zu verwirklichen.

Wir rufen die evangelischen Menschen in Deutschland auf, ange­
sichts der Tatsache, daß fast die Hälfte der evangelischen
Deutschen in der sowjetisch besetzten Zone und in Berlin wohnt,
alles zu tun, um diesen Deutschen durch tatsächliche Bekundung
unserer Gemeinschaft und Liebe zu zeigen, daß unsere ganze Poli­

tik die ~iederherstellung d~r Einheit des deutschen Volkes in
einem Staate zum vornehmsten Ziel hat.

V.

Wir wissen, daß wir evangelische Verantwort 1mg in einem geteil­
ten Deutschland nur wahrnehmen können, wenn wir es als bewußte

evangelische Christen tun. Das hindert weder unsere politische
Verbundenheit mit unseren katholischen Brüdern, denen wir uns
in einer gemeinsamen Verantwortung für die christliche Grund­
leg~ng deutscher Politik eins wissen, noch stört es unsere
Glaubensgemeinschaft mit evangelischen Brüdern, die andere po­
li tische liege als wir gehen zu müssen meinen.

Wir hoffen aber, daß unsere evangelischen Glaubensgenossen er­
kennen, daß wir auch in der Politik zu einer besonderen evange­
lischen Verantwortung gerufen sind, und erwarten, daß wir in

unserer Arbeit ihre Hilfe mehr, als es bisher vielfach der Fall
war, finden. ~!ir erwarten auch, daß unsere evangelische Kirche,
besonders in ihren verantwortlichen Männern und Kirchenleitun­
gen dazu hilft, daß unSEr Wollen ernst genonmen wird. Dazu ge­
hört insbesondere, daß allen Versuchen gewehrt wird, die sach­
liche Austragung polj.tischer Meinungsverschiedenheiten, der
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der sUndigen I/cl t und kann aus dem christlichen \Hauben
nicht begrLtndet werden. Die Gewissensentscheidung des Ein­
zelnen darf nicht zum Vorwand fUr eine Haltung werden, die
ohn~ innere Bindung sich der gemeinsamen Verantwortung für
den Staat und die Nächsten ohne Not mtziehern will. Wir wün­
schen, daß das kommendE: BundE:cgesetz zu di2ser Frage klare
Weisungen gibt und unabhängige richterliche Behörden mit
der Entscheidung solcher Fragen beauftragt. Die Anerkennung
der Gewissensentscheidung gegen den ',iaffendienst muß u.E.
mit der Heranzi~hung zu anderen Diensten im Interesse des
Volkes verbunden sein.

4. Die ernste Sorge, daß durch die Kosten eines Verteidigungs­
beitrages die Erfiillung der sozialen AUfgaben des Staates
und insbesondere die Fürsorge fUr die Vertriebenen gefähr­
det werde, hat uno sehr bewegt. ',,'ir erwarten, daß alles ge­
tan wird, damit die Erfüllung dieser vordringlichen Aufgaben
unseres Staates nicht beeinträchtigt wird. ~ir haben aber
dabei auch erwogen, daß die bei Ablehnung eines deutschen
Verteidigungsbeitrages zur Aufrechterhaltung der Sicherheit
notwendige Verstärkung der Besatzuncstruppen uns sicher mit
noch höheren Lasten bedrücken würde und daß bei einem Abzug

der Besatzungstruppen die Auslief"rung Deutschlands an den
östlichen Kommunismus alle in den vergangenen Jahren er­
reichten großen sozialen Fortschritte völlig vernichten
würde.

IV.

Am meisten bedrUckt uns die Sorge, ob durch einen Verteidigungs­
beitrag die unheilvollE: Trennunb beider Teile Deutschlands noch
verstärkt wird. \'ir müssen dazu erklären:

Wenn wir einen Verteidigungsbeitrag befürworten, tun wir es in
dem WillE:n, den Frj.cden und die Freiheit Deutschlands zu sichern.
Wir tun das nicht nur im Interesse des Westens, sondern auch des
Ostens Deutschlands. Eines Tages wird das ganz Deutschland zu­

gute kommen. Keiner der Kritiker, die einen Verteidigungsbei­
trag mit Rücksicht auf die Gefährdung der deutschen Einheit
ablehnen, hat uns einen rl~g gewiesen, wie heute die deutsche
Einheit in Freiheit auf andere Weise schneller und wirksamer
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wir uns jederzeit gern stellen, durch eine unsachlic~e Vor­

schiebung chJistlicher Argumente zu überdecken. "ir wollen,
daß politische Fragen nüchtGrn und sachlich politisch er­
örtert werden. ::"nn das geschieht, werden wir uns jederzeit
unter die Verantwortung vor dem lebendiGen Gott rufen lassen.

Zum 'l'hema: IIUnse:re kulturpolitisch" Auffabe"

Als evangelische Pali. tiker der CDU st ..hen wir auf dem Boden dE.s
vollen Elternrechte3. Elternrecht ist lür uns Elternverant­
wortung, diE si~h schon aus Vat~rschaft und Mutterschaft ergibt
und die im ~ort d~r Hviligen Schrift begründet und durch das .
Sakrament d~r Tauft schlechthin verbindlich gemacht ist. Dieses
EI ternrecht Gehört zu d&n Grundruchten der Demokratie. iiir evan­
gelischen CDU-Politiker fordern Raum für eine echte evangeli­
sche Unterwuisung unserLr Kinder. Dar neligionsunterricht muß
deshalb ordentliches Lehrfach sein. Der Religionslehrer bedarf
der Bevollmäc".tigung durch die Kirche und bleibt an sie gebun­
den. Von der staatlichen Schulges~tzg8bunG verlangen wir, daß
sie Schulformen bereitstellt, die es dem evangelischen Lehrer
~rmöglichen, alle Fächer und seine gesamte Erziehungsarbeit

von den Kräften des Evangeliums durchdringen zu lassen. Die
in den einzelnen Ländern gewachsenen Schulordnungen sind danach
zu werten, inwieweit ihre organisatorischen Formen diesen For­
derungen entsprechen.
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H a n n 0 ver ,

Zum Thema: "Evangelische Kulturpolitik"

5. - 7. Juni 1953

1. Der Evan[elische Arbeitskreis der CDU/CSU beobachtet mit

Empörung die Christenverfolgung in der sowjetisch besetzten

Zone, die das, was wir in der Nazizeit erlebt haben, noch

weit hinter sicn l&ßt. Jed8r muß jetzt erkennen, wohin der

Totalitätsanspruch des Staates, insbesondere auf dem Gebiet

der Kul turpoli tik, nicht zuletzt in der Schule, führt. Vii-r

lehnen jeden Totalitätsanspruch ab und bestreiten ganz be­

sonders, daß das Erziehen und Lehren ein ursprüngliches
staatliches Hoheitsrecht sei. Der Staat ist nicht Herr der
Schule, sondern soll mit den ihm gemäßen Mitteln der Schule

dienen.

2. Im Mittelpunkt aller unserer Bemühungen als evangelische

Politiker steht der Mensch in seiner Eigenart und in seinen
besonderen Bindungen und Beziehungen.

Seine persönliche Verantwortung für sein und seiner Umwelt

Leben muß geweckt, gestärkt und ermöglicht werden. Sie kann
letztlich dureh keine über- Q~d unpersönliche Institution
vollgültig übernommen werden.

Alle Bemühungen, persönliche Ver2ntwortung auf unpersönliche

Einrichtungen abzuwälzen oder stap,tliche bzw. gesellschaft­
liche Zuständigkeiten auf Kosten des persönlichen Lebens­

bereiches auszudehnen, sind durch verstärkte Bereitschaft

zur ur~ittelbaren Übernahme persönlicher Verantwortung wirk­

sam zu bekämpfen.

Auch ein - etwa durch Staat oder Kommune - stellvertretend

übernommener Dienst muß sich seiner auftragsweisen Betätigung

ständig bewußt bleiben. Es muß Sorge getragen werden, daß
die ursprünglichen und eigentlichen Verantwortunesträger an

~er Lösung der unpersönlichen Institutionen übertragenen
Aufgaben angemessen und wirksam beteiligt werden.

~ir rufen die evangelischen Eltern- und Lehrerschaft in die

Verantwortung.
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Zum Thema: "Die Frage des politischen und militärischen Neu­

.!!'alismus in Europa"

Mit der gesamten CDU/CSU bekennen wir uns gerade in diesem
AUßenblick zur Wiederherstellung der deutschen Einheit in einem
freien und geeinten Europa. Dieses Ziel wollen wir in Frieden
erreichen. Das ist angesichts der Weltlage une insbesondere der
Politik der Sowjctunion nur möglich durch unser gemeinsames
Handeln mit der freien ~elt.

Die Ereignisse der jüngsten Zeit haben erneut die Richtigkeit
dieser Politik bewiesen. Sie wird von immer weiteren Kreisen
des deutschen Volkes bejaht. Verneint wird sie nur nCJch von
der parteipolitischen Opposition und vJn gewissen Gruppen, die
besonders in evangelischen Kreisen den verführerischen Wunsch­
traum nähren, die Bundesrepublik könne jetzt eine Politik des
Ausweichens und der Neutralität betreiben.

Hierzu erklären wir:

1. Das ist eine gefährliche Verkennung und Verharmlosung der

Politik der Sowjetunion. Sie verstärkt seit 1945 ununter­
brochen iDre Rüstung. Sie setzt immer noch ihre Hoffnung
auf die Schwdche, die Uneinigkeit und den Zerfall der freien
Welt. Durch eine Politik der Stärkung und Einigung des We­
stens muß der Sowjetunion bewiesen werden, daß diese ihre .
Erwartung falsch ist. Eine Politik der Neutralität leistet
ihrer Spekulation Vorschub und verzögert dadurch die Wieder­
vereinigunG·

2. Es ist eine Verke~~ung unserer eigenen Möglichkeiten, zu be­
haupten, daß ~~r unser Ziel der Wiedervereinigung ohne Freun­
de und. Verbündete erreichen könnren. Neutralität der Bundes­
republik ~~rde Abkehr vom Westen, den Verlust unserer Freunde
und damit die Auslieferung an die Sowjetunion bedeuten. Die
Wiedervereinigung in Freiheit ist ohne Unterstützung durch
die freie Welt nicht zu verwirklichen.

3. Es ist eine Verkennung der Politik der Westmächte, anzuneh­
men, sie müßten unsere Freiheit unttr allen Umständen ver­
teidigen, auch wenn wir selbst nicht bereit sind, hierzu
einen Beitr&g zu leisten. Wir achten das Bekenntnis zur Ge-

- 1ü -Ko
nr

ad
-A

de
na

ue
r-

St
ift

un
g 

AC
D
P 

04
-0

01
-0

12
-1



/

,
- 8 -

3. Die Verwirklichung der Elternverantwortung in evangelischer

Sicht ist nur möglich, wenn die Eltern am Leben, an der Ar­
beit und der Verwaltung der Schule ihrer Kinder in vertrau­
ensvoller, enger Zusammenarbeit mit den Lehrern tatsächlich
verantwortlich beteiligt werden. Nur so kann die pädagogi­
sche; GrLmdforderung v8rwi::klicht v:erden, daß jede Schule
ein lebendiger Organismus werden soll. Alle Berr.ühungen auf
diesem Gbbiet sollten in der Richtung auf eine echte Selbst­
verwaltung der einzcln~n Schulen durch die Eltern und Lehrer
hinzielen. Nur so kann die wahre Freiheit des Lehrers als
Erzi~herpersönlichkeitgesichert werden.

4. Wir wehren uns gegen jede Nivellierung und Uniformierung der
Schule, insbesonderb gegen die Aufhebung der sachlich gebo­
tenen und geschichtlich gewordenen Eigenständigkeit der ein­

zeln~n Schularten und Bildungswege. Besondere Aufmerksamkeit
ist der Erziehungs- und Bildungsarbeit der Volksschule, ganz
besonders auch auf dem Lande, zu schenken. Für eine abge­
schlossene Volksschulbildung müssen besondere Berechtigungen
gewährt w8rden.

5. Der Stand des Lehrers ist in seiner sozialen Stellung zu
heben. Er muß die seiner Vorbildung und kulturellen Bedeu­
tung entsprechende wirtschaftliche Sicherung, insbcsondc;re
eine gerechte Besoldung, erhalten. Darüber hinaus sollten
die Gemeinden dafür Sorge tragen, daß durch den Bau von Leh­
rerwohnungen in ihren Schulbezirken die Verbundenheit von
Lehrer und Gemeinde gefördert wird.

6. Wir evangelischen Politiker fordern in Übereinstimmung mit

dem Grundgesetz weitestgehende FörJerung der Priv~tschulen,

insbesondere ihre rechtliche und finanziell~ Gleichstellung
mit den öffentlichen Schule;n. Diese Forderung ist um so
berechtigter, als die Privatschulen den Unterhaltsträgern

öffentlicher Schulen finanzielle Lasten abnehmen und in der
geg~nwärtigen pädagogischen Situation als Beispielschulen
wertvolle Pionierdienst€ leisten.
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waltlosigkeit aus christlicher Gewissensentscheidung. wir

machen aber mit allem Ernst dar~uf aufmerksam, daß ein sol­
ches Bekenntnis nur möglich ist, solange die Söhne der frei­
en Völker für uns Waffen tragen. Im Machtbereich der Sowjet­

union ist das Bekenntnis zur GGw~ltlosigkeit Staatsverbre­
chen.

4. Es ist eine Verkennung der Wirklichkeit, zu behaupten, daß
Unterlassung von Verteidigung den Frieden sichere. Die Be­
hauptung, daß militärische Bereitschaft zwangsläufig zum
Kriege führe, ist eine unverantwortliche Irreführung. Die
Vergangenhcit lehrt, daß Nicht-rechtzeitige-Verteidigungs­
bereitschaft erst recht Kriege heraufführen kann. Die Euro­
päische Verteidigungsgemeinschaft will keinen bewa~fneten

Kreuzzug gegen den Bolschewismus. Der europäische Soldat
der Zukunft soll nicht Schlachten g~winncn, sondern Kriege
verhüten. Wir wollen als Schut,;gcmeinschaft der freien Völ­
ker einen Damm aufrichten, der dem kal tor.. und heißen Krieg
Einhalt gebietet und dad~rch die unerlär.liche Vorqussetzunc
schafft für eine e",folgreiche Via rmäc.. tekonferenz über die
viedervereinigung Deutschlands.

5. Wir führen unsere Politik im Bewußtsein unserer ständigen
Verantwortun[, für die Menschen in der Sowjetzone. Es ist

nicht wahr, daß sich diese ~enschen durch die Politik der
europäischen Einigung und Verteidigung im Stich gelassen
fühlen. Nirgends ist die Zustimrr.ung zu dieser Politik größer
als in der Sowjetzone. r:irgends ist die Ablehnung einer neu­
tralistischcn Politik entschiedener als dort. Unter dem zu­
nehmenden Druck der Bolschewisierung auf allen Gebieten,
der Vernichtung aller selbständigen Existenzen, der Ver­
schärfun5 des sozialistischen KlaSSenkampfes und der Verfol­
gung der Christen erwartet die Sowjetzone ihre Befreiung
einzig und allein durch den Zusammenschluß der freien Welt.

Wir wiederholen die drineende Bitte, die wir auf unserer vor­
jährigen Tagung in Siegen ausgesprochen haben: daß in den evan­
gelischen Kirchen allen Versuchen geweLrt wird, die sachliche
Austragung politischer ~einungsverschiedenhcitendurch eine un­
sachliche Vorschiebung christlich0r Argumente zu überdecken.
Wir fordern, daß politische Fragen nüchtern und sachlich er-
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örtert werden. Wenn das gvschieht, wollen wir uns jederzeit
unter die Verantwortung vor dem lebendigen Gott rufen lassen.

Zum Thema: "Das Verhältnis von politischen Parteien u...."ld Kirche"

Wir stellen fest, daß die Übernahme eines politischen Auftrags
im Rahmen d~r CDU/CSU die lebendige Zugehörigkeit zur Gemeinde
Jesu Christi voraussetzt.

Wir legen i!ert darauf, daß die Aufgaben von Kirche und politi­

schen Parteien sorgfältig gegeneinander abgegrenzt werden.

Wir haben erkannt, daß jede politische, wirtschaftliche, sozi­
ale und kulturelle Betätigung im öffentlichen Leben von einem
an Gottes #ort gebundenen Gewissen bestimmt sein sollte.

Wir erkennen an, daß die Träger eines kirchlichen Amtes wegen
ihres seelsorgerlichen Auftrages an allen in der politischen
Auseinandersetzung des Tages eine gewisse Zurückhaltung be­
wahren müssen. Diese Zurückhaltung entbindet sie aber nicht von
der Verpflichtung, sich über die TatsQchen zu unterrichten, die
das politische Handeln bestimmen, persönlich am politischen Ge­
schehen fl~teil zu nehmen und Stellunß zu beziehen. Dabei ist
jedoch der Anschein zu vermeiden, als bedeute die persönliche
Stellungnahme jeweils eine verbindliche Bntscheidung der Kirche.

Wie jedes a.YJ.dere G(meind ..glied darf auch der christliche Poli­
tiker erwarten, daß die Kirche ihn in seiner politischen Verant­
wortung nicht im Stich läßt.

Die Zusammenarbeit der Konfessionen mit dem Ziel einer Stärkung
der christlichen Verantwortung im politischen Leben Deutsch­
lands liegt uns besonders am Herzen. Wir möchten sie weder durch
überkommene Vorurteile, noch durch konfessionelle Engherzigkeit
gefährdet sehen. Wir erklären aber nachdrücklich, daß durch die
Zusammenarbeit der Kon.fessionen im politischen Raum die Kon­
fessionsunterschiede weder beseitigt noch verh&rmlost werden
sollen.

Der Evangelische Arbeitskreis der CDU/CSU ruft den gesamten
evangelischen Volksteil aus seiner politischen Gleichgültigkeit
heraus. Er will auch verhindern, daß die evangelischen Kräfte
im politischen Ber0ich zersplittert werden. Damit wird zugleich
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die Behauptung widerlegt, die CDU/CSU sei eine einseitig katho­
lische Partei.

In der redlichen Zusammenarbeit aller Christen sehen wir eine
wesentliche Voraussetzung für den Frieden in Freiheit.

w u p per tal , 11. - 13. Juni 1954

Zum Thema: "Überwindung der Verweltlichung des Lebens"

1. Die Parolen eines "Kampfes gegen den Klerikalismus und gegen
die Konfessionalisierung" werden in der letzcen Zeit von man­
cher Seite immer häufiger in dem gleichen Sinne gebraucht,

in dem der Nation~ozialismusmit diesen Schlagworten jeden
Einfluß des Christentums aus dem öffentlichen Leben und ß-
schließlich auch aus der privaten Sphäre ausschalten wollte.
Wenn man dem christlichen Glauben grundsätzlich die gestal­
tende Kraft für das öffentliche Leben abspricht, kann man
ihn auch nicht für das persönliche Leben des Einzelmenschen
erhalten.

2. Wer heute den Menschen zum Maß aller Dinge erklärt und zu­
gleich verlangt, daß der christliche Glaubmnur als eine
rein private Angelegenheit ohne jede maßgebliche Bedeutung
für das politische Denken und Handeln gelten soll, der öff­
net dem Aberglauben an die eigene Selbstherrlichkeit, an
den Übermenschen und an den Nhilismus Tür und Tor. Er gibt
das öffentliche Leben der inneren Grundsatzlosigkeit preis
und macht sich mitschuldig an einer wachsenden Urteilslosig­
keit und an einer dann unvermeidbaren Anfälligkeit gegen­
über politischer Demagogie.

3. Echte Freiheit zur Bildung eigener überzeugungen auch im
Bereich des Politischen, Gewissensfreiheit und Freiheit von

jedem religiösen Pharisäismus kennzeichnen gerade die christ­
liche Grundhaltung und sind keineswegs die Vorrechte von
Kräften, Gruppen und Parteien, die ihre religiöse Neutrali­
tät betonen.
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4. Die CDU/CSU sieht es nicht als ihre Aufgabe an, den politi­
schen Einfluß der Kirchen zu stärken oder mit politischen
Mitteln Glaubensmission zu treiben. Ihre Glieder wissen sich
aber verpflichtet, in der Zusarr~enarbeit katholischer und
evangelischer Christen ihre politischen Entscheidungen vor
Gott zu verantworten, der seinen Willen in seinem Wort kund­
getan hat. Die CDU/CSU weiß sich mit der großen Mehrheit des
deutschen Volkes einig, wenn sie dafür eintritt, daß die
christlichen Kirchen 1mbehindert den ihnen aufgetragenen
Dienst am ~vangelium und an ihren Gliedern in aller Öffent­
lichkeit ausüben können. Sie bejaht eine vertrauensvolle
Zusammenarbeit staatlicher und kirchlicher Stellen in gegen­
seitiger Unabhängigkeit voneinander.

5. Eine bevorzugte Förderung religiös indifferenter Wohlfahrts­
arbeit gegenüber den caritativen Werken der christlichen Kir­
chen wird als einseitige Parteinahme für eine Verweltlichlli~g

des Lebens abgelehnt, weil sie auf eine Einengung christlicher
Wirkungsmöglichkeit abzielt. Staa11iche Mittel müssen unter

dem Gesichtspunkt der Zweckentsprechung und der größtmöglichen
Wirksamkeit zur Verfügung gestellt werden. Schon die Beach­
tung dieses Grundsatzes wird der unaufhörlich fortschreiten­
den Verweltlichung der Wohlfahrtsarbeit entgegenarbeiten.

6. Das christliche Element in der Jugenderziehung und in der
gesamten Jugendarbeit muß als staatspolitisch bedeutsam
anerkannt und gepflegt werden, denn es ist die grundlegende
Voraussetzung für die Bewahrung unseres geschichtlichen Er­
bes und für die Erweckung und Erhaltung unserer Verantwor­
tungsbereitschaft gegenüber der Zukunft. Nur so kann die
Jugend befähigt werden, den Verlockungen des Totalitarismus
in seinen verschiedenen Gestalten zu widerstehen.

7. Der gesetzliche Schutz der Sonntagsheiligung und die öf­
,fentliche Anerkennung christlicher Feiertage sind nicht nur
eine unabdingbare Lebensnotwendigkeit für "praktizierende
Christen", sondern auch ein entscheidender Schutz des ge­
samten Volkes gegen den Verfall an eine Verweltlichung,
in der schließlich alles Heilige, Unantastbare, Seelische
und die eigentliche Menschlichkeit des Menschen untergehen
müßten. Wir müssen für Gottes "ort Zeit, Muße und Besinnung
haben.
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8. Der Respekt vor christlich geprägter Sitte und die Pflege

christlich bestimmten Brauchtums in Dorf und Stadt in den
geschichtlich gewordenen und landschaftlich bedingten ]'or­
men sind wirksame Hilfen gegen die Gefahren einer Verwelt­
lichung des Lebens.

9. Jede christliche Überwindung dieser Verweltlichung muß sich
täglich bewähren in praktischer Hilfsarbeit, in der Sinnge­
bung für die ]'reizeit, im Miteinander von Einheimischen und
"Zugezogenen", i.m Zusammenleben evangeli.scher und katholi.­
scher Chri.sten und i.n der Begegnung von Christen und Ni.cht­
christen, i.n der Verbundenheit mi.t den Brüdern und Schwe­
stern i.m Osten und auch i.m Verhalten von politischen Geg­
nern zueinander.

10. Verweltlichung ist Absperrung von der wahren Quelle allen
Lebens und Abkehr von dem ewig gülti.gen Anspruch und Zu­
spruch Gottes gegenüber dem ganzen Dasei.n des Menschen. Die­
se Verweltlichung, an der wi.r immer wi.eder alle mitbetei.li.gt
sind, kann nur durch das Evangelium überwunden werden. Die'
Politik steht vor der Entscheidung, ob sie dieser Überwi.n­
dung dienen oder ob sie ihr im Wege stehen wi.ll.

Zum Thema: "Aufgaben und Grenzen des Staates i.n der Erziehung"

Di.e Erziehung ist vornehmste Pflicht der Eltern. Der Staat

kann Erziehungsaufgaben nur als Stellvertreter der Eltern
übernehmen.

Aus der ihm übertragenen Sorge für das öffentli.che Wohl ergibt
si.ch für den Staat di.e Aufgabe, seinen Bürgern die für das ge­
sellschaftliche Zusammenleben notwendigen Kenntnisse und Fer­
tigkeiten zu vermitteln. Er ist für den rechten Ausglei.ch zwi­
schen organisch gewachsener Mannigfalti.gkei.t und notwendiger
Ein~eit im Bildungswesen als Treuhänder verantwortlich. Seine
eigentliche Aufgabe aber besteht nicht darin, von sich aus kul-.
turelle und unterrichtliche Einrichtungen zu schaffen und zu
vermehren, sondern es sind den ursprünglich zur Erziehung Ver­
pflichteten alle Möglichkeiten zu geben, ihrer pädagogischen
Verantwortung gerecht zu werden.
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Er hat dabei zur Verwirklichung der Eanheit der Erziehung in
Elternhaus und Schule und zur ·'.·'-lhrung der Gewissensfreiheit
Schularten zur freien Entscheidung der Eltern bereitzustellen,
in denen die Kinder im Geiste ihres Glaubens oder auf der Grund­
lage ihrer Weltanschauung unterrichtet und erzogen werden.
Hierzu gehört auch, daß die Eltern am Leben und an der Arbeit
der Schule verantwortlich bct~iligt werden.

Um die Gefahren parteipolitischen Mißbrauchs und der Bürokra­
tisierung möglichst auszuschalten, ist die Schaffung unab­
hängiger Körperschaften erforderlich, die den Regierungen ,
parlamentarischen Ausschüssen und den Schulbehörden beratend
zur Seite stehen und von diesen vor Entscheidungen von grund­
sätzlicher Bedeutung gehört werden müssen.

Zum Thema: "Das eVflIlgGlische Anliegen bei der Wiedervereinigung

Deutschlands"

Die Berliner Konferenz hat vor der Welt offenbart, daß die
sowjetische Macht gegenwärtig nicht gewillt ist, eine Wieder­
vereinigung Deutschlands in Freiheit zuzulassen. Ebenso ist es
der Welt offenbar, daß die Deutschen, die in der sowjetischen
Zone leben, die dort herrschende Unfreiheit leidenschaftlich
ablehnen und sich mit dem derzeitigen Zustand niemals abfin­
den werden.

Wir kennen ihr Leid und ihre Hoffnung und rufen ihnen zu.

"Alles, was wir in der Bundesrepublik für den Neuaufbau unseres
Staates und sozialen Lebens tun, geschieht im ständigen Bewußt­
sein der großen Verpflichtung für Euch. Wir erstreben mit allem,
was an uns liegt, die Wiedervereinigung. D3bei sind wir uns
Eures Einverständnisses sicher, daß dieses Ziel durch die Poli­
tik der europäischen Einigung und durch die Festigung der frei­
en Welt zu erreichen ist.

Wir wissen, daß Ihr Euch nicht verwirren laßt durch die verlogene
Fragestellung einer sogenannten Volksabstimmung.

Wir wissen, daß Ihr Euch nicht von der klaren Erkenntnis ab­
bringen laßt, df~ß EVG und Friedensvertrag keine &egenßätze
sind.

Wir wissen, wie Ihr Euch entßcheiden würJet, wenn Ihr Eure
Stimme in Freiheit erheben könntet.
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Wir bekennen uns zu Euch und zu unserer brüderlichen Verbun­
denheit in Worten und Werken; wir rufen Euch zu: Werft Euren
Mut und Eure Geduld nicht weg! Glaubt nicht an die falsche Pro­
paganda, daß wir Euch abgeschrieben hätten!

Wir machen Eure Not zu der uns'ren und wollen nicht müde werden,
für Euch zu sorgen. Deshalb rufen wir auch jetzt wieder die
Deutschen in der Bundesrepublik mit großem Ernst und allem Nach­

druck auf, ihre Hilfeleistung für die Menschen in der Sowjet­
zone im Gelste echter Nächstenliebe weiter zu verstärken und
die Beziehungen V0n Mensch zu Mensch über den Eisernen Vorhang
hinweg un3.blässig zu erweitern und zu vertiefen."

Der freien Welt aber rufen wir zu, daß ein zerrissenes Deutsch­
land eine immerwährende GefWlr für die Welt ist.

Zum Generalthema: "Das evangelische Verständnis von Staat und
Politik" (Gesamtentschließung)

Der Staat ist Ordnung Gottes für die Welt, Die Bürger sind als
Christen verpflichtet, für Leben und Freiheit des Nächsten ein­
zustehen. Dadurch entstcht im Staate die in Freiheit gelebte
Gemeinschaft.

Aus der Geschichte der jüngsten Zeit haben wir erfahren, wohin
es führt, wenn ein Volk die Macht des Staates total werden läßt
und ihn damit zum Götzen erhebt, oder wenn es den Staat zwn
Tummelplatz menschlicher Willkür und Ungebundenheit mscht.

Evangelische Christen lassen sich oft dazu verführen, sich zu
wenig auf das christliche Verständnis des Staates zu besinnen.
Sie kommen dadurch in Gefahr, die hieraus erwachsenden Pflichten
nicht zu erfüllen.

Deshalb rufen wir die evangelischen Christen auf, aus der weit­

hin noch herrschenden politischen Glelchgültigkeit herauszu­
treten und gemeinsam mit den katholischen Christen einen poli­

tischun Standort für die Mitarbeit am demokratlschen Staate
einzunehmen. wir wiederholen unseren Ruf, daß der evangelische
Politiker in dcr Gemeinde mitarbeiten muß.

Wir treten dem Versuch, die christliche Besinnung auf die Ver­
antwortung in Staat und Politik als Klerikalisierung oder Kon­
fessionali sierung zu' diffami eren, entgegen.
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Unser evangelisches Verständnis des Staates bewahrt uns davor,

die Aufgaben von Staat und Kirche zu vermischen. Wir wünschen

nicht, daß die Kirche den Staat beherrscht, ebenso, wie wir uns

in Erinnerung an die Beschlüsse der Barmer B~kenntnissynode vor

20 Jahren dag~gen wehren, daß der Staat sich die Herrschaft über
die Kirche anmaßt. Wir wollen auch die Aufgaben von Partei und

Kirche nicht ineinand8rmengen.

Wir erkennen aber, daß die Anrufung der Freiheit gegen die Wahr­

nehmung einer christlichen Verantwortung in der Politik keine

Beweiskraft hat. Es gibt keine stärkere Sicherung der Freiheit
der Menschen als das Ernstnc;hmen des Wortes Gottes. Dieses 'lürt

bewahrt uns davor, das Leben der Menschen und des Staates einem
falschen, veräußerlichten Freih~itsbegriff und damit der Hem­

mungslosigkeit zu unterstellen.

Dc.s 'f7ort Gottes erhebt einen umfassenden Anspruch auf das Leben

der Menschen. Es gibt keinen Bereich, der ihm verschlossen sein
darf. Darum wollen wir auch, daß in der Schule Raum für eine

die Gesamtheit der Erziehung bestimmende christliche Grundlage

ist. ~ir wollen dem Staate und den Eltern den ihnen gebührenden
und von ihrer Verantwortung bestimmten Einfluß auf Schule und

Erziehung sichern. Ob es Schulen für Schüler aller Bek~nntnisse

oder jeweils für Kinder eines Bekenntnisses gibt, ist landsch2ft­

lich und nach dem Willen der Eltern vErschieden geregelt. Immer
müssen nach unserem Willen Lehrer und Schüler in vollem Umfang

die Freiheit haben, in der Schule - und zwar in allen Fächern ­
als Christen zu leben. Das ist unseres Erachtens die wirksamste

Sicherung der Freiheit der Persönlichkeit. Jedes falsche Ver­
ständnis von Freiheit und Toleranz setzt Lehrer und Schüler

der Gefahr aus, zum Objekt weltanschaulicher oder politischer
Ideologien zu werden.

Wir sind uns der vorhandenen Unterschiede in den Anschauungen
evangelischer und katholischer Christen zu manchen Fragen be­

wußt. Wir fühlen uns aber auf Grund der Erfahrungen unserer

gemeinsamen politischen Arbeit nur in unserem Willen bestärkt,
sie fortzusetzen. ~er uns zur Wahrnehmung einer angeblichen

evangelischen Verantwortung gegenüber katholischen Machtan­

sprüchen aufruft, müßte uns erst sichtbar machen, daß er das
aus der gleichen kirchlichen Verantwortung heraus tut, in der
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wir stehen wollen, und daß er an der kirchlichen Besinnung und

Entwicklung, die zu unserem Wege führte, teilgenommen hat. Wir
sehen den politischen Standort ~vangelischer Christen in der
CDU/CSU und in der politischen Zusammenarbei.t der Konfessionen
als gegeben an.

Als Christen, denen die Verantwortung für die Nächsten auch in
der Politik besonders befohlen ist, wissen wir uns den zur Zeit
von uns getrennten Brüdern ill1löslich v0rbunden. ~ir rufen uns und
unsere Freunde zur täglich neuen Q~d stärkeren Bekundung dieser
Gemeinschaft durch jede mögliche Form der Begegnung und Hilfe
auf. uir wissen aber auch, daß die politische Gemeinschaft der
Deutschen nur das Ergebnis nüchternen politischen Handelns und
Verhandelns s~in kann. Die bisherige Politik der Bundesregierung
hat dazu geführt, daß es ein handlungsfähiges Deutschland gibt,
das die erst~ Grundlage einer Wiedervereinigung ist. Wir werden
unsere Bemülmngen UJ11 die lIiedervereinigung auf nationaler und
übernationaler bbcne fortsetzen. air sind bereit, mit jedem, der
zur deutschen Einheit in Freiheit wirklich helfen will, zu ver­
handeln. ',iir wissen aber auch, daß wir der deutschen Einheit
und dem deutschen Volk keinen Dienst tun, wenn wir die Einheit
durch den Vc:rl.ust der Frei.hei t erkaufen wollten. Unser Verständ­
nis der politischen Verantwortung gebietet uns, auf dem bis­
herigen Wege d.er Stärkung der europäischem Zusammenarbeit und
der i"iiedervereinigung in Freiheit weiterzugehen.
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W 0 I' m s, 6. - 8. Mai 1955

Zum Th"ma: "Unsere Verteidigungspflicht "

1. Unser Staat wird erst dann gesichert sein, wenn im ganzen
Volk auch die Verteidigung als Notwendivceit empfunden wird.
Alle Bürger müssen dazu in ihrem Vatuland auch eine sitt­
liehe und soziale Aufgabe sehen.

2. Die Verteidigung unserer Freiheiten nach außen verlangt eine
sorgfältige Wahrung der menschlichen Würde des Einzelnen.
Der Verteidigmlgswert der Streitkräfte und damit die Sicher­
ung von Recht und Frieden hängen von dem Maße ab, in welchem
dem einzelnen Soldaten Freiheit und Verantwortung zugewie­
sen werden, so daß er den von ihm geforderten Gehorsam per­
sönlich bejahen kann. Die geistigen und technischen Anfor­
derungen an der- heutigen Soldaten verlangen Einsicht in die
sachlichen Erfordernisse und fr~iwillige Einordnung.

3. Die Tatsache, daß Teile unserer Jugend die Verteidigungs­
pflicht noch nicht anerkennen, stellt außerordentliche An­
forderungen an die menschlichen Qualitäten und das fach­
liche Können der künftigen Vorg8setzten. :geshalb mlissen sie
wi t großGr SOI'gfal t ausgewählt und über das rein fachliche
hinaus c:uf ihL: l·,ufgabe vorbereitet werden. Überstlirzungen
am Anfang würden zu Schäden flihren, die später schwer zu
beheb5n sind.

4. Der Geist unserer Strei tkri:d'te, ist Teil und lJ.usdruck unserer
demokratischen Staats- und Lcbenscrdnung. Beide sind unlös­
lich miteinander verbunden.

Zum Generalthema .. "Christ und Vaterland" (Gesantentschlief!ung)

Wir evangelischen Mitglieder der CDG/CSU, die wir aus al­
len Ländern der Bundcsrepubli;, und 'aus BGrlin zu gemein­
samer Besinnung über unsere Velpflichtung gegenliber Volk
und VaterleXld in Worms zusam~enGekommen sind, erklären:

Durch den völligen Zusammenbruch, der vor ~ehn Jahren nicht
ohne eigene Schuld über unser Volk gcko~men ist, und durch al­
le Nöte, die daraus entstanden sind, werden wir gemahnt, das,
was Gott uns in der Gemeinschaft unseres Volkes als Grundlage
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unserer geistigen und leiblichen Existenzg~Eben hat, erst recht

ernst zu nchFlcn. Vhr stehen in Liebe und freue zum deutschen

Vaterland, gerade, weil es seine innere und äußere Gestalt noch

nicht wiedercefunden hat. Nur durch die Kraft unser8r tätigen

Bejahung der Bundesrepublik Deutschlund wird die staatliche Ein­
heit unseres Vate,landes erwachsen.

Die Vollziehung der Pari.ser Verträge hat einen Abschni tt im

Lebensgang des deutschen Voll:es bf.endet. Er führte 'langsam,

aber stetig VOl:! völligen Zusammenbruch über die staatliche Neu­

ordnung durch das Grundges8tz von 1949 zur nunmehr erfolgten

Wiederherstellung deutscher Selbstbestimmung.

Dem d8utschen Volk innerhalb des Bereiches der sowjetischen Be­
satzungsmacht blieb es bisher versagt, an diesem Wege teilzu­

nehmen. Die Besetzung dieses deutschen Teilgebietes wurde zu
dem Versuch mißbraucht, der Bevölkerung ein ihr wesensfremdes
Lebenssystem aufzuzwingen und ihr (üe freiheitliche und soziale

Wertordnung vorzuenthalten, in der sich allein die e;uten und. ge­

sunden Kräfte des deutschen Volkes entfalten können.

Aufgabe und Auftrag des nächsten Abschnittes deutscher Politik

bleibt, die noch voneinander getrennten Teile des deutschen
Volkes in einem gemeinsamen Staat zu vereinen. Wir sind uns

der Verflochtenhei,t der politischen Probleme in der ganzen
Welt bewußt und damit auch der Tatsache, daß wir die Wieder­

verei.ni,gung nicht in politischer Vereinzelung herbeiführen kön­
nen. Für kein Volk ist daher eine allgemeine politische Be­

friedung in der Welt drängender als für unser Volk. Innerhalb

einer solchen Befriedung und auf Grund unseres Rechtes auf Hei­
mat und Selbstbestimmung wollen wir unser gemeinsames staat­

liches Leben und seine NeuordnunG nach den Werten ausrichten,

die unserem W<;H1on und unserer Geschichte entsprechen. Wir gi.­

hören der freiheitlichen europäischen und atlantischen Welt an,
die mit uns die Verantwortung für den 1\,il des deutschen Volkes

trägt, der auf seine Rückführung in eine Ordnung der Freiheit

und Selbstbestimmung harrt. Nur in der Verbindung mit den frei­

en Völkern h:nn dc:s deutsche Volk seine binhei t in Frieden und

Freiheit Wiedererlangen. Es gibt keinen anderen, dritten Weg.
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Dem tot,lli tären System d8S Kommunismus stellen wir den Auf­

trag gilgenüber, der uns von der Freiheit des christlichen Men­
schenbildes her erteilt ist und der uns zur Gewährleistung der

Freiheit und WUrde des Einzelmenschen, zu einer sozial ge­

rechten Ordnung und zu einem fri,edlichen und brUderlichen Zu­

sammenleben mit den anderen Völkern verpflichtet.

Alle künftigen Maßnahmen unserer Pclitik haben unter diesem Auf­

trag zur Wiedervereinigung zu stehen. Das ist uns aufgegeben aus

unserer Verantwortung für den Nächsten und aus unserer Verant­

wortung für unser Land, seine Vergangenheit und seinen Beitrag
zur gemeinsamen europäischen Geschichte. Wir wollen dQs, Bewußt­

sein für diese Aufgaben bei uns und im Ausland mehren und stär­

ken, unser gcgenwiirtiges Staatslebcn im Hinblick auf den künf­

tigen gemeinsaI!Jen Staat ausbauen, die Vorbereitungen für die
gesellnt staatli ehe Ordnung tre:ffen und in der Zwi schenzei t alle s

tun '- jeder em seiner Stelle -, um die leiblichcc und seelische
Bedrängnis des von uns noch getrennten deutschen Volksteiles
zu erleichtern.

Wir werden vor unse~em Volk und unserer Geschichte nur bestehen,
wenn wir diesen Forderungen gerecht werden.

B e r 1 i n, 11. - 13. Oktober 1956

Zum Thema: "Grundsätze der Schul- und Kulturpolitik in Ost
urd Viest"

1. Unsere SchLll- und Kulturpolitik in der Bundesrepublik lei­

stet ihren entscheidenden Beitr~g zur Wiedervereinigung durch

die geistige Überwindung des kommunistischen atheistischen
M2tel'i,alismus. Dieser muß in seiner Theorie und Praxis stu­

diert und durch unser eigenes kulturelles Leben widerlegt
werden.

2. DClzu ist erforderlich, daß die Kulturpolitik in der Bundes­

republik ihre Gefährdung durch eine Verzettelung ihrer Kräfte
(z.B. Grundlagenforschung, Ausbildung von Ingenieuren und

Technikern, Finanzprobleme) in nächster Zukunft überwindet
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und unter Wahrung ihrer föderalistischen Prägung ihre Willens­
bildung und ihre Arbeit konzentriert.

3. Die endgültige Überwindung des Schi.cl,tunterrichtes, die
Verringerung der Klassenfrequenzen und die Hebung des ge­
samten Schulwesens müssen als Nahziele verwirklicht werden.
i7ichtiger ist noch die folgiCrichtig" Einschränkung des staat­
lichen Schulmonopols durch eine wirksame Förderung der freien
~rziehungskräfte in der Gesellschaft und in den Kirchen. In
allen Ländern der Bundesrepublik sollten die Privatschulen
nach gleichem Recht behandelt werden und grundsätzlich die
g18iche fj.nanziclle Förderung aus öffentlichen Mitteln er­
halten. Die Eltern haben das Recht und die Pflicht, ihre
Verantwortung flir die Erziehung ihrer Kinder auch durch Mit­
arbeit an der G8staltung des Schullebens wahrzunehmen. Wir
haben zu den christlich"n Lehrern dE:S Vertrauen, dsß sie
unsere Kinder nicht nur im Religionsunterricht, sondern in
der g~samten Erziehung mit den Kräften des Gl~uh~ns zu ver­
binden trachten.

4. Die Gewißheit uns.cres St,mdort8s begründet unSGrc Toleranz
gegenliber jeder echten Überzdue;tmg, die sich im kul tUl'<o:llen
Leben darstellt.

Zum Thema: "Vlas heißt 'christlich' in der politischen Verant­
wortung"?

1. Das ~lort "christlich" im l·jam"n unserer P'J.rtei bedeut8t die
Anerkennung des Anspruchs Gottes, daß auch in der Politik
die Maßetäbe christlichen Glaube·ns und Lebens gelten. Es
bedeutet nicht einen Ans9ruch darauf, daß die Praxis unserer
Partei schlechthin als christliche Politik anzusehen wäre,
und ebensowenig einen Anspruch darauf, daß alle im öffent­
lichen Leben tätigen Christen unserer Partei angehören mliß­
ten.

2. Ob Geistliche einer Partei beitreten und in ihr aktiv mit­
arbeiten sollen, ist keine grundsätzliche Frage. Die Pfar­
rer müssen tn erst~r Linie Seelsorger flir ihre Gelneinde
sein, sie müssen also auch flir die Mitglieder e~derer Par­
teien glaubhaft bleiben. Es gibt Fälle, in denen dies durch
politische Aktivität erschwert wird, aber auch andere, in
denen es dadurch nicht gestört, ja sogar erleichtert wird.
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3. Der Ausdruck "christliche Politik" ist miBverst~ndlic~. Er

könnte dazu I'ühren, daß I\ichtchristc;n leugnen, diese Politik

sei auch für siE. verpflichtend. l,:an kann sich ab8r ni.cht mi t

der Forderung begnügen, daß der Christ in der Politik eine
rr,ehr oder weniger tillverbindliche "christliche Haltung" zei­

gen und im übrigen rein nach Zw(ckmäßigkeitsgesichtspunkt8n

handeln solle. Für d0n Christ~n, der mit der Kirche lebt,

~rgeben sich uus seine~ Gl~uben auch bestimmte inh21tliche

;,inßstäb" für das pali tische Handeln. Sie entsprechen den

,leisungen dGr ZE.hn Gebot!,) in ihrer.! neutestc.montlichLn Ver­
ständnis.

4. Es erscheint fraglich, ob man fir Jiese Grundsätze auch im

evangeliscl10n Raum den Ausdruck "I:aturrecht" gebrauchen
soll, denn der Begriff Natur hat in unserem wissenschaft­
lichen und populären Sprachgebrauch eine solche Vieldeutig­

keit gewonneh, daß seine Anwendun[ den LröEtcn Ni~vGrständ­

nissen ausg~sLt:::t w3.rc. Dag8b~m sollte stärl':er als bisher

die Bedeutune: der Sr:cimotwendig':ei tcn her.::usgearb-:i tet WGr­
den, die sich aus den schnollGn y'andel der technischen und

sozialen Bedingungen ergeben.

5. Das Zeitalter der Staatsreligion ist vorbei. Der heutige

Staat hat w~lt2n8chaulich neutr21 zu sei.n und der Kirche

einen weiten SpielrsUID für die Erfüllung ihrer gesellschaft­
lichen Aufg~ben, vor ~llem auf d3n Gebieten der Erziehung

) und Wohlfahrt, zu verb~rgen.

Zum Thema: "v7irtschaft und lo1aterialismus"

Der Evangelische Arbeitskreis der CDU/CSU ist sich darin einig,
daß die Grundlagen der Erhardschen ~irtschaftspolitiknach wie

vor unverändert Gültigkeit haben. Diese Politik hat in vollem

Umfange ihre Bew~llrungsprobe bestQnden. Sie gibt uns die Kraft

und die Sicherheit, die vor uns stehenden weiteren Aufg2ben
erfolgreich zu lösen.

Das an sich G(:sunde Streber; nach '!erbesserung des Nohlstandes
und Sicherhei t d~.rf jedoch nicht zu einem ;"uf'~o=c:n n,ateria­

listischer Gesinnung führen. Deshalb besinnt sich der Ev~ngc­

lische Arbei tsl:reis der CDU/CSU von neU8m auf diE., geistigen
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Grundlagen seines Wollens auch in de~ Wirtschaftspolitik. Ver­

pflicht end ist für jhn die Vierte ordnung , di e di e poli ti sehe

H~ll tung der CDlJ/CSU von Anfang [tU bestj.mmt hat und die Bestand­

teil des Grundgesetzes geworden ist.

Die se {ferteordnung schlie ßt folgende s ei'n:

1. Ein ausreichendes Maß an Lebenssicherung und Versorgung für
juden einzelnen, um ihm Freiheit und Menschenwürde zu gewähr­

leisten.

2. Die fortschreitende Technik darf den Menschen nicht beherr­

schen, sondern IJuß sein i,erkzeug blei ben.

3. Unsere freihdtliche soziale "iirtschaftsordnung muß sowohl

gegenüber bedrohlichen Tendenzen zum Versorgungs- und lIohl­

fahltsstaat als auch gegenüber dem Mißbrauch von Machtstel­

lungen in der \'lirtschaft abgesj.chert werden.

Den Gruppen und Verbänden gebührt ein legitimer Wirkungsraum.

Sie müssen sich jedoch bewußt bleiben, daß sie Teil eines Gan­

zen sind und entsprechende Verantwortung zu tragen haben.

Die Demokratie gerät in Gefahr, wenn wirtschaftliche und soziale

Sorgen zunehmcnd allein dem Sta2.t aufgebürdet werden. Jeder hat

die Pflicht, sich aktiv am Leben und an der Gestaltung des Stac.­

tes zu beteiligen. Vlir müssen das Gefülll der Verantwortung des

einzelnen gegenüber si. eh selbst und der Gemeins chaft, c:bel' auch
das der Gemeinschaft gegenüber dem einz~lnen lebendig halten.

Die soziale Nhrktwirtschaft muß ihre sittlichen Grundlo./;en auch

aus der evangelischen Sozialethik erhGltcn. Die Sozialethik muß

dazu bei trafen, dem Menschen zum rE:chten Gebre..uch scinen wirt­

schaftlichen Frei~cit zu verhelfen.

Am diesjährigün Tagungsort Berlin fühl<::n wir uns mit den Brüdern

und Schwestern in der Zone des Schweigens eng verbunden. Die

CDU/CSU ist sich bei allen ihren lntscheidungen ihrer Ver;lnt­
wortung auch g'-'l;enüber den 18 Nillionen Menschen in rh tteldeutsch­

land bewußt. Unsc., wirtschaftliches Hemdein nach der WiEderver­

einigung wird unsere Antwort auf die Herausforderung des öst­
lichen Nirtschaftssystems enthnlten mUs sen. Grundlage dieses
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HandeIns ist dle Wiederherstellung der Entscheidungsfreiheit
auch der mitteldeutschen Bevölkerung über unsere künftige Wirt­
schafts- und Sczialordnung. Der Evangelische Arbeitskrcis der
CDU/CSU. betrachtet es 31s eine Hauptaufgabe, unsere ~irtschafts­

und Sozialordnung so auszubauen und zu festigen, daß sie jene

Anziehungs- und ~usstrcll1ungskraft erhält, die sich um Tage
der WiedervereinigunG bewähren wird.

Schlußbericht:

Die 5. JahrestaGune des Evangclisc~en Arbeitskreises der CDU/
CSU hat, einem '-'unsche ihres heimgeg::mgenen Vorsi tZf..nden Dr.

Robert Tillmanns folgend, vom 11. - 13. Oktober 1956 in der
Hauptstadt Berlin stattgefunden. Unter dem Generalthema:
"Herausforderung.m unserer ZE:i t " befaßte sie sich mit den Fra­
gen christlicher Ver~ntwortung in der Politik und der Ausein­
andersetzung mit den aus der gespaltenen Welt entstandenen
Hcrausforderurlgen auf kul turpoli tischeEl und wirtschaftspoli ti­
scheEl Gebiet. Aufgrund der RefeT·"te von Landesbischof D. Hern­
trich, Kultusminister Osterloh und Bundesminister Professor
Erhard haben drei Arbeitsgruppen diese Fragen eröTtert und ihre

Stellun[nahmen in EntschließunGen zusar~Dengefaßt.

.An der 'l'8gung h;lt auch der Bund,eslmnzler teilgenormnen und in

seiner Ansprache auf die historische Bedeutung der Union als
politische Gemeinsch~ft der b8iden christlichen Konf'essionsn für
die Politik der vergangenen Jahre und insbesondere auch für die
Wiederherstellung der deutschen staatlichen Einheit hingewiesen.

Die Tagung unterschied sich von den voraufgegangenen durch die
Teilnalwle fill1render Vertreter d~r evangGlischen Kirchen, die
durch ihre Ili tarbei t ihr Vertr3.uen zu der im Ev.:mgelischen J,,1'­

beitskreis verwirklichten politischen Arb(.it bekundeten.

Der Verlauf der Tegung gab nllen Teilnehmern die G~wißhcit, daß

im evangelischen B~völk0rungsteil die Erkenntnis durchgedrungen
ist, daß die von der CDU/CSU maßgebend geleitete deutsche Poli­
tik der vergangenen Jahre sich erfolgre~ch bewährt hat, und daß
der von ihr beschrittene ~cg uns zu dem heißersehnten Ziel der
Viederherstellung des gesamtdeutschen Staates führen wird.

Die evangelischen Mitglieder der CDU/CSU sind bereit, sich den
Herausforderungen unserer Zeit zu stellen und sie zu beantworten.
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K ass 0 1, 20. - 22. Juni 1957

Zum Generalthemo.: "Evangelische Verantwortung heute"
(Kasseler Erklärung)

Die Union lebt!

Der evangelische Christ kann und de.rf der großen ~ahlentschei­

dung d~eses Jahres am 15. September nicht nusweich8n. Er muß
sich ihr sttllen.

Der einzige neue polit2.sche Ans8.tz nach 1945 ist der \:0g cler
Chri stlich-Demokr:lti sehen/ChI'. stlicl1-So zialen Union. In ihr
schlossen sich erstmals evangelische und katholische Christen
in Verantwortung fUr dils öffentlich" Leben zusnmmen. Dieser
gemeinsane ~cg h~t sich bewährt.

Ylir sind unter dem Z6ichen "christlich" angetreten. D~i t haben
wir keinen Monopolanspruch erhoben. Wir haben uns 71elmehr
selbst herausgefordert, indem wir uns unter diese gemeinsame
V~rpflichtung cesteIlt haben. D=s bedeutet kein Urteil über
andere.

iir Evangelischen bringen ein reiches und vielfältiges Erbe in

die CDU/CSU ein: ein konservatives, ein pietistisches, ein
liberales, ein christlich-soziales Erbe; nicht zuletzt den Er­
trag des ~irchlichen und politischen widerstandes gegen tota­
litäre Gew81ten.

Die katholischen und evangelischen Christen in der CDU/CSU sind
sich des ~ertes ihres beiderseitigen Beitrages bewußt. Darum
Schluß mit dem unheilvollen antirömischen Komplex! Unsere Geg­
ner möchten gern aus der CDU/CSU eine kGtholische Partei machen.
Diese Bemühungen sind aussichtslos.

Die Union ist Wirklichkeit!

Das wissen Buch unsere politischen Gegner. Würden sie sonst
versuchen, ihre WQhlparolen dieser neuen Entwicklung anzupassen?

Unser Auftrag in der CDU/CSU ist unter dem ,Zeichen "christlich"
jenseit s von St s.ndes- und Kl",ssengegen sä tzen zu einem ver­
pflichtenden Miteinander der bewrulrenden, der freiheitlichen
und der sozial-fortschrittlichen Kräfte geworden.
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Das hat uns stark gemacht. Das h~.t uns den ,;8g zum AufGtieg

Deutschlands gewiesen.

Das ist auch d<.;r "c;g zur hedcrvereinigung in Frieden und Frei­
heit. Er gebiet~t uns, das Leid un~ercr Brüder im sowjetischen
Machtberei~h in d~es8m Geist clines neuen Verstehens und persön­
licher Opfer _·.uf uns zu nellmcln.

Wir wollen uns in diesem "ilahlkampf mit unseren GegnEorn auf der
Grundlage verantwortlicher AufbaU2rbeit für Deutschland messen.
Die ~ber spricht iür die Christlich-Demokratische/Christlich­
Soziale Union.

E s sen, 6. und 7. Juni 1958

Zum General the::m: "';;i edervc;reinir:ung - Verteidigung - Europa"

(Aufruf)

t,:n die evangelischen Chri.sten Deutschlands

Schwarmgelster verwirren das rechte svangelische Verständnis
vom politischen Amt.

Si<. treten mi t dera Anspruch auf Ausschlit~ßlicnl,eit und unter
politischem Mißbrauch kirchlich&r Ämter auf'. Sie vermessen
sich, diejenigen, die aus christlichLr VGrantwortung in ihrem
Amt die Landesverteidigung ern3t nehmen, der Verleugnung aller
drei christlichen Gluub8ns~rtikel zu zeihen, j~, sie Atheist2D
zu nennen.

Daß die ~thbisticch-kommunistischeIdeoloSie mit allen modernen
Mitteln einer Dikt~tur die freie Welt zu übermächtigen sucht,
wird verilarrhlost oder verschwiegen.

Der Friede ist unser kostberstc's Gut. ·;,-ir stellen nur die "irk­
lich'-eit deG Friedens gSgCL die Ill~sion eines Friedens, die
die Kapitulation aus der Angst vorbcr<.itet.

Die allgeneine ~ontrollierte Abrüstung der konventionellen und
nuklearen W2.ffen ist unser oberstes Ziel. Aber bis dshin - täu­
schen wir uns nicht! - beruht die ';irklichkei t des .B'riedens auf
der indirekten Verteidigung: dem Gleichgewicht der Kräfte.
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Die bequeme Ausflucht in den allzu billigen Frieden lst die

eigentliche Kriegsgefahr - nicht anders als 1939. Die pazi­

fistische Schwäche seiner Gegner hat Hitler damals ermutigt,

sein Risiko gering einzuschätzen.

Als evangelische Christen in der öffentlichen Verantwortung be­

schwören wir daher die berufenen Vertret~r der evangelischen

Kirche,

wachsam und nüchtern die Geister zu scheiden, uns immer

neu in der Verantwortung des Friedens zu rufen, aber

sich rncht in politische Entscheidungen drängen zu las­

sen. Das ist nicht ihres Amteso

'Ihr rufen uns"r Volk ::mf,

an unsere Landsleute in Mitteldeutschland zu denken,

die von uns die vhederherstellung der staatlichen Ein­

heit unter Befreiung vom sowjetisch-ideologischen Joch

vertrauensvoll erwarten. Die Gewissensnot drüben ist'

grauenhaft. ,fenn wir nicht frei bleiben, können sie nicht

frei werden.

Wir bitten unser Volk,

nicht den Parolen der unverbindlichen Vorleistung der

einseitigen Abrüstung und der Kapitulation in Raten zu

folgen.

Wir beschwören unser Volk,

nüchtern eingedenk zu bleiben, daß Frieden, Freiheit

und Sicherheit Opfer, Mut und Dj.sziplin kosten - wider

alle Angst vor dem Komnunismus und der Atombombe.

Laßt uns in der Kraft des Glaubens alle Angst überwinden.
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